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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu den Anstrengungen der internationalen Gemeinschaft im Bereich der Entwicklung 
und Stärkung des Staates im Südsudan
(2013/2090(INI))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 13. Juni 2012 zur Lage im Sudan und 
Südsudan1,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 5. Juli 2011 zur Zukunft der EU-Budgethilfe 
an Entwicklungsländer2,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 25. Oktober 2011 zum Vierten Hochrangigen 
Forum zur Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit3,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 18. Dezember 2008 zu den 
Entwicklungsperspektiven für die Friedensschaffung und Nationenbildung im Anschluss 
an die Konfliktbeilegung4,

– unter Hinweis auf die Informationsreise seines Entwicklungsausschusses im Südsudan im 
Juli 2011,

– in Kenntnis des Abschlussberichts der Wahlbeobachtungsmission der Europäischen Union 
bei dem Referendum im Südsudan vom 9.-15. Januar 20115,

– in Kenntnis des Partnerschaftsabkommens zwischen den Mitgliedern der Gruppe der 
Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean (AKP) einerseits und 
der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten andererseits, unterzeichnet in Cotonou 
am 23. Juni 20006, erstmals geändert in Luxemburg am 25. Juni 20057 und erneut 
geändert in Ouagadougou am 22. Juni 20108, 

– in Kenntnis der Erklärung der Ko-Präsidenten der Paritätischen Parlamentarischen 
Versammlung AKP-EU zur Lage im Sudan und im Südsudan, die im Mai 2012 in Horsens 
(Dänemark) abgegeben wurde9,

– in Kenntnis der Erklärung der EU und ihrer Mitgliedstaaten zur Unabhängigkeit der 
                                               
1 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0248.
2 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0317.
3 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0460.
4 Angenommene Texte, TA(2008)0639.
5 http://eeas.europa.eu/eueom/pdf/missions/final-report-eueom-referendum-south-sudan-
2011_en.pdf.
6 ABl. L 317 vom 15.12.2000, S. 3.
7 ABl. L 209 vom 11.8.2005, S. 27.
8 ABl. L 287 vom 4.11.2010, S. 3.
9 http://www.europarl.europa.eu/intcoop/acp/2012_horsens/pdf/soudan_en.pdf.
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Republik Südsudan am 9. Juli 20111,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Rates vom 22. Juli 2013 zum Sudan und zum 
Südsudan2,

– in Kenntnis der Erklärung von Kommissionsmitglied Kristalina Georgieva vom 5. Juli 
2012 zum Sudan und zum Südsudan3,

– in Kenntnis des humanitären Durchführungsplans (HIP - humanitarian implementation 
plan) der Generaldirektion Humanitäre Hilfe für den Sudan und den Südsudan für das Jahr 
2013 und seiner Änderung4,

– in Kenntnis der Erklärungen des Sprechers der Hohen Vertreterin Catherine Ashton vom 
18. Juni 2013 zu dem tödlichen Anschlag auf ein Mitglied der Interimstruppe der 
Vereinten Nationen für Abyei (UNISFA) in Süd-Kurdufan5, vom 1. Mai 2013 zu dem 
Konflikt in den sudanischen Bundesstaaten Süd-Kurdufan und Blauer Nil6 und vom 
8. Januar 2013 zu der kürzlich erfolgten Schließung von Büros von Organisationen der 
Zivilgesellschaft im Sudan7,

– in Kenntnis der vor Ort abgegebenen Erklärung der EU-Delegation vom 25. Juli 2013 
nach der Entlassung der gesamten Regierung der Republik Sudan durch den Präsidenten8,

– in Kenntnis der Erklärung von Dili mit dem Titel „A new vision for peace-building and 
state-building“ (Eine neue Perspektive für Friedenskonsolidierung und Staatsaufbau) vom 
10. April 20109, 

– in Kenntnis des „New Deal“ für das Engagement in fragilen Staaten, der auf dem Vierten 
Hochrangigen Forum zur Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit im 
Dezember 2011 in Busan vorgestellt wurde10,

– In Kenntnis des Berichts der OSZE von 2011 mit dem Titel „International Engagement in 
Fragile States - Republic of South Sudan“ (Das internationale Engagement in fragilen 
Staaten: Republik Südsudan)11,

                                               
1 http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/DE/foraff/123684.pdf.
2 http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/EN/foraff/138254.pdf.
3 http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-12-524_en.htm.
4 http://ec.europa.eu/echo/files/funding/decisions/2013/HIPs/Sudan-SouthSudan_en.pdf.
5 http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_Data/docs/pressdata/EN/foraff/137507.pdf.
6 http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/EN/foraff/136969.pdf.
7 http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/EN/foraff/134590.pdf.
8 http://eeas.europa.eu/statements/local/local_statement_south_sudan_24072013_en.pdf.
9 http://timor-leste.gov.tl/wp-
content/uploads/2010/04/Dili_Declaration_FINAL_12.04.20101.pdf.
10 http://www.oecd.org/dac/effectiveness/Final%20file.pdf, S. 39.
11 http://www.oecd.org/countries/southsudan/48697972.pdf.
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– in Kenntnis des Weltentwicklungsberichts 2011: Konflikt, Sicherheit und Entwicklung1,

– in Kenntnis des Berichts der Hochrangigen Umsetzungsgruppe der Afrikanischen Union 
(AUHIP) über den Sudan und den Südsudan, der am 31. Juli 2013 veröffentlicht wurde2,

– in Kenntnis der Erklärung des Sprechers des UN-Generalsekretärs vom 8. März 2013 zur 
Schaffung einer sicheren entmilitarisierten Grenzzone zwischen dem Sudan und dem 
Südsudan und zur Errichtung des Gemeinsamen Mechanismus zur Verifikation und 
Überwachung der Grenze3, 

– in Kenntnis des am 28. Juni 2011 unterzeichneten Rahmenabkommens über Maßnahmen 
betreffend Politik und Sicherheit in den Bundesstaaten Blauer Nil und Kurdufan4,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen der Berichte der Hohen Kommissarin für 
Menschenrechte, die dem UN-Menschenrechtsrat auf seiner 21. und 23. Sitzung vorgelegt 
wurden5, 

– in Kenntnis der Abkommen, die zwischen der Republik Sudan und der Republik 
Südsudan am 27. September 2012 in Addis Abeba geschlossen wurden6,

– in Kenntnis des Berichts von Amnesty International von 2013 zur Lage der 
Menschenrechte im Südsudan7,

– in Kenntnis des Berichts von Human Rights Watch mit dem Titel „This old man can feed 
us, you will marry him“ (Der alte Mann kann uns ernähren, also wirst du ihn heiraten)8,

– in Kenntnis der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948,

– gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Gründung der Republik Südsudan am 9. Juli 2011 in der 
Resolution 1996 (2011) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen begrüßt wurde und 
dass die Generalversammlung der Vereinten Nationen am 14. Juli 2011 beschlossen hat, 
die Republik Südsudan als Mitgliedstaat aufzunehmen (A/RES/65/308); 

                                               
1

http://wdronline.worldbank.org/worldbank/a/c.html/world_development_report_2011/abstract
/WB.978-0-8213-8439-8.abstract.
2 http://appablog.wordpress.com/2013/07/31/report-of-the-african-union-high-level-
implementation-panel-for-sudan-and-south-sudan/.
3 http://www.un.org/sg/statements/index.asp?nid=6644.
4 http://www.sudantribune.com/IMG/pdf/Two_Areas_Agreement.pdf.
5 http://www.ohchr.org/Documents/HRBodies/HRCouncil/RegularSession/Session21/A-
HRC-21-34_en.pdf.
.
.
6 http://www.rssnegotiationteam.org/historic-september-27-peace-agreements.html.
7 http://www.amnesty.org/en/region/south-sudan/report-2013.
8 http://www.hrw.org/reports/2013/03/07/old-man-can-feed-us-you-will-marry-him-0.
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B. in der Erwägung, dass der neue Staat Südsudan auch eines der ärmsten Länder der Welt 
ist, in dem 50 % der Bevölkerung unterhalb der Armutsgrenze lebt, und dass die Gefahr 
besteht, dass dieser neue Staat, der sich in einer Nachkriegsphase befindet und in einer 
instabilen Region liegt, zu scheitern droht, wenn sich die internationale Gemeinschaft und 
die lokalen Akteure nicht miteinander abstimmen, um eine gemeinsame Strategie 
umzusetzen, mit der ein demokratischer und inklusiver Staat geschaffen werden kann;

C. in der Erwägung, dass der Wohlstand und die Existenzfähigkeit des neuen Staates 
Südsudan maßgeblich von konstruktiven und friedlichen Beziehungen mit allen 
Nachbarländern abhängen, insbesondere mit der Republik Sudan, und von der Fähigkeit 
dieser beiden Länder, ihre Streitigkeiten beizulegen und sich auf tragfähige Lösungen zu 
einigen und diese umzusetzen, besonders im Hinblick auf die Grenzstreitigkeiten, die 
Erdöleinnahmen, den endgültigen Status von Abyei, die Staatschulden und die 
Staatsangehörigkeit; 

D. in der Erwägung, dass die Stärkung des Staates und die Überwindung der Fragilität eine 
langfristige Perspektive und ein beständiges, verlässliches und stabiles Engagement der 
internationalen Gemeinschaft erfordern;

E. in der Erwägung, dass der Südsudan trotz einer Vielzahl ernster Herausforderungen, 
denen das neue Land gegenübersteht, seit Inkrafttreten des umfassenden 
Friedensabkommens von 2005 erhebliche Fortschritte im Zusammenhang mit zentralen 
Entwicklungsindikatoren erzielt hat, darunter einen sechsfachen Anstieg der 
Einschulungsrate, einen Rückgang der Kindersterblichkeit um 25 % und die Einrichtung 
staatlicher Schlüsselinstitutionen auf Bundes- und Länderebene;

F. in der Erwägung, dass die ausgeprägte Abhängigkeit des Südsudans von der 
Erdölförderung, durch die etwa 88 % der nationalen Einnahmen erwirtschaftet werden 
und die derzeit im Hinblick auf den Export vollständig von der Republik Sudan abhängig 
ist, nicht nur wirtschaftlich unrentabel ist, sondern auch als Instrument zur Druckausübung 
auf das neue Land dient und damit für zusätzliche Spannungen und sogar Konflikte sorgt, 
wie die vergangenen beiden Jahre gezeigt haben; in der Erwägung, dass der Südsudan 
Abkommen mit den Nachbarländern Kenya, Äthiopien und Dschibuti geschlossen hat, um 
die Möglichkeiten für zwei neue Pipelines zur Anbindung seiner Ölfelder an den Golf von 
Aden und den Indischen Ozean zu prüfen;G. in Erwägung der mehr als einjährigen 
Unterbrechung der Erdölförderung durch die südsudanesische Regierung sowie der 
Schließung der Ölpipelines, wodurch der Südsudan von seinen Haupteinnahmen 
abgeschnitten und in eine schwerwiegende Haushaltskrise gestürzt wurde, gefolgt von 
einem bis heute andauernden strengen Sparprogramm;

H. in der Erwägung, dass der Resource Governance Index 2013 zwar einen anspruchsvollen 
Rechtsrahmen anerkennt, durch den ein transparenter und verantwortungsbewusster 
Umgang mit dem Erdölsektor gefördert werden soll, den Südsudan aber dennoch unter 
58 Ländern auf Rang 50 platziert, da seine Behörden es unterlassen haben, Informationen 
über den Sektor zu veröffentlichen und ordnungsgemäße Überwachungs- und 
Prüfungsmechanismen einzurichten;

I. in der Erwägung, dass die internationale Gemeinschaft die Unabhängigkeit und 
Existenzfähigkeit des Südsudans und seine wirtschaftliche und soziale Entwicklung 



PR\1002303DE.doc 7/18 PE516.967v01-00

DE

politisch und materiell umfassend unterstützt hat und dass die EU eine sehr positive Rolle 
gespielt hat, auch wenn diese nicht immer uneingeschränkt anerkannt wurde; in der 
Erwägung, dass sich die EU und ihre Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit der 
Unabhängigkeit des Südsudans verpflichtet haben, eine enge und langfristige 
Partnerschaft mit der Republik Südsudan und seiner Bevölkerung aufzubauen;

J. in der Erwägung, dass der Rat am 23. Mai 2011 ein Finanzpaket über 200 Mio. EUR für 
den Südsudan bewilligt hat, durch das die Mittel für den Beitrag der EU zum 
Gemeinsamen Strategiepapier (Antwortstrategie) für den Südsudan 2011-2013 
bereitgestellt wurden;

K. in der Erwägung, dass die internationale Gemeinschaft und internationale humanitäre 
Organisationen umfassend auf die Notwendigkeit reagiert haben, das Leid der regionalen 
Bevölkerung zu lindern, und dass die EU zu diesem Zweck humanitäre Hilfe in 
bedeutendem Umfang geleistet hat, einschließlich Mitteln in Höhe von 110 Mio. EUR 
allein im Jahr 2012;

L. in der Erwägung, dass der Südsudan zu den ersten Ländern gehört, für die eine 
gemeinsame Programmplanung zwischen dem Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) 
und der Kommission und den Mitgliedstaaten der EU verwirklicht wurde, im Einklang mit 
dem Entwicklungsplan für den Südsudan und in Form eines im Dezember 2011 
vereinbarten gemeinsamen EU-Länderstrategiepapiers, das insgesamt 830 Mio. EUR für 
die Entwicklungshilfe vorsieht; 

M. in der Erwägung, dass der Südsudans dem Cotonou-Abkommen noch nicht beigetreten ist, 
da die Regierung des Südsudans Bedenken zu den potenziellen Auswirkungen auf seine 
Beziehungen mit der Republik Sudan geäußert hat; in der Erwägung, dass ein Beitritt zum 
Cotonou-Abkommen den Südsudan nicht unmittelbar zum Beitritt zum Römischen Statut 
verpflichten würde; in der Erwägung, dass diese zögerliche Haltung gegenüber einem 
Beitritt zum Cotonou-Abkommen Probleme bei der Programmplanung für die EU-
Finanzhilfen ab 2014 im Rahmen des 11. Europäischen Entwicklungsfonds nach sich 
zieht, die unter Umständen dazu führen, dass der Südsudan nicht nur bei den 
Länderzuweisungen, sondern auch mit Blick auf die regionalen Fonds und die 
umfangreichen Mittel der Europäischen Investitionsbank (EIB), die seine Infrastruktur 
und die regionale Wirtschaftsintegration verbessern würden, ins Hintertreffen gerät; 

N. in der Erwägung, dass der Rat Rosalind Marsden im August 2010 zur Sonderbeauftragten 
der Europäischen Union (EUSR) für den Sudan ernannt und ihr Mandat anschließend 
erweitert und verlängert hat, aber im Juni 2013 nur einer Verlängerung um vier Monate 
bis zum 31. Oktober 2013 zugestimmt hat, da das Mandat mit dem des EUSR für das
Horn von Afrika zusammengelegt werden soll, obwohl sie hervorragende Arbeit geleistet 
und erheblich zu einer wirkungsvollen Nutzung der verschiedenen Instrumente der EU 
und ihres Einflusses auf die Entwicklungen in der Region beigetragen hat;O. in 
Erwägung der Hilfen der Europäischen Union für die hochrangige Umsetzungsgruppe der 
Afrikanischen Union unter Vorsitz des ehemaligen südafrikanischen Präsidenten, Thabo 
Mbeki, sowie der Hilfen der Union für die Missionen der Vereinten Nationen, und zwar 
für die Vorausmission der Vereinten Nationen in Sudan (UNMIS), die Mission der 
Vereinten Nationen in Südsudan (UNMISS), die gemeinsame Mission der Vereinten 
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Nationen und der Afrikanischen Union in Darfur (UNAMID) und die Interims-
Sicherheitstruppe der Vereinten Nationen für Abyei (UNISFA);

P. in der Erwägung, dass ein „New Deal for Engagement in Fragile States“ („neuer Deal“ für 
das Engagement in fragilen Staaten) von der G7+-Staatengruppe (einschließlich dem 
Südsudan) und dem Internationalen Dialog zu Friedensförderung und Staatsaufbau 
ausgearbeitet und anschließend von der EU und 36 weiteren Ländern auf dem Vierten 
Hochrangigen Forum zur Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit im 
Dezember 2011 in Busan gebilligt wurde; 

Q. in der Erwägung, dass im April 2013 ein wirtschaftliches Partnerschaftsforum in 
Washington abgehalten wurde, bei dem angekündigt wurde, dass eine „Neue 
Kompaktvereinbarung“ („New Deal Compact“) eingerichtet werden sollte, um den 
Rahmen eines neuen Engagements der internationalen Gemeinschaft zur Unterstützung 
der Entwicklung des Südsudan festzulegen;

R. in der Erwägung, dass externe Bemühungen im Bereich der Stärkung des Staates und der 
Entwicklung nur dann erfolgreich sein können, wenn die Führung im Südsudan bemüht 
und in der Lage ist, eine verantwortungsbewusste, reaktionsfähige und integrative 
Führung aufzubauen, und sich gegen kurzsichtige oder klientelistische Interessen 
durchsetzt; in der Erwägung, dass die private wie die öffentliche internationale 
Gemeinschaft Korruption nicht toleriert und aus diesem Grund dafür Sorge tragen muss, 
dass durch die Bereitstellung von Mitteln oder Investitionen keine Anreize für schädliche 
Praktiken geboten werden; 

S. in der Erwägung, dass ein Netz der sozialen Sicherheit fehlt und der Zugang zu 
Dienstleistungen wie Gesundheitsversorgung, Elektrizität und Wasser noch immer äußerst 
beschränkt ist; in der Erwägung, dass nach einigen Schätzungen lediglich ein Drittel der 
Bevölkerung Zugang zu sauberem Wasser hat und dass die Probleme beim Zugang zu 
Wasser die kommunalen Konflikte verschärft haben;T. in der Erwägung, dass die 
Analphabetenrate auf mehr als 80 % der Bevölkerung geschätzt wird (mit der weltweit 
höchsten Rate bei Frauen) und dass die Rate des Zugangs zu Bildung von Mädchen bei 
nur 25 % der eingeschulten Kinder liegt und somit zu den weltweit niedrigsten Raten 
zählt; in Erwägung des Lehrermangels;

U. in Erwägung des vielversprechenden Potenzials des Agrarsektors angesichts der großen 
Ackerflächen des Landes; in der Erwägung, dass die Landwirtschaft des Südsudan nicht 
nur profitable Geschäftschancen und Beschäftigungsmöglichkeiten für die Gemeinschaft 
bietet, sondern dass sie auch dazu beitragen könnte, den Nahrungsmittelbedarf des Landes 
selbst sowie auf längere Sicht auch den der Nachbarstaaten zu decken;

V. in der Erwägung, dass im Südsudan praktisch keine dauerhaften Infrastrukturen für den 
Straßen-, Schienen- und Schiffsverkehr existieren; in der Erwägung, dass die Entwicklung 
dieser Infrastrukturen für die Entwicklung der Wirtschaft und des Handels des Landes, 
den Zugang zu Märkten und die Schaffung von Arbeitsplätzen notwendig ist;

W. in der Erwägung, dass die Zahl der Antipersonenminen und der nicht gezündeten 
Sprengkörper (UXO), die seit dem Bürgerkrieg noch im Südsudan verschüttet liegen, auf 
mehrere Millionen geschätzt wird;
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X. in der Erwägung, dass die innere Sicherheit weiterhin eine der entscheidenden 
Herausforderungen für den Südsudan ist, wobei zahlreiche Konflikte mit niedriger 
Intensität eine ernste humanitäre Lage zur Folge haben; in der Erwägung, dass mehrfach 
über missbräuchliche Praktiken der südsudanischen Sicherheitskräfte, darunter 
außergerichtliche Tötungen, Vergewaltigungen und Folter bei Kampagnen zur 
Entwaffnung der Zivilbevölkerung, berichtet wurde; in der Erwägung, dass die nach 2005 
unternommenen Anstrengungen auf dem Gebiet der Demobilisierung, Entwaffnung und 
Wiedereingliederung ins Stocken geraten sind und dass eine annehmbare 
Pensionsregelung für Veteranen fehlt;

Y. in der Erwägung, dass Journalisten häufig bedroht und ohne Anklage festgenommen und 
inhaftiert worden sind; in der Erwägung, dass Berichten zufolge Journalisten von 
Sicherheitskräften schikaniert und widerrechtlich inhaftiert worden sind; in der Erwägung, 
dass es die Behörden im Südsudan versäumt haben, rasche, effektive und unparteiische 
Untersuchungen zu Übergriffen auf Journalisten oder zu anderen Fällen einzuleiten, wie 
der Tötung des Regierungskritikers und Journalisten Isaiah Abraham;

Z. in der Erwägung, dass Schwachstellen im Rechtssystem zu ernsten 
Menschenrechtsverletzungen führen; in der Erwägung, dass es im Strafrechtssystem 
nahezu keine Prozesskostenhilfe gibt;

AA. in der Erwägung, dass die starke Verbreitung der Kinderehe – im Südsudan ist nahezu 
die Hälfte aller Mädchen zwischen 15 und 19 Jahren verheiratet – ein Umfeld schafft, das 
die Gefährdung durch physische, sexuelle, psychologische und wirtschaftliche 
Ausbeutung für Mädchen verstärkt;

1. begrüßt die jüngsten Anzeichen einer Entschärfung der Spannungen zwischen den 
Regierungen des Südsudans und der Republik Sudan, die sich während des Besuchs des 
südsudanischen Präsidenten in der Republik Sudan Anfang September 2013 gezeigt hat, 
und die von beiden Seiten bei dieser Gelegenheit geäußerten Bekundungen des guten 
Willens; unterstreicht, dass die wirtschaftliche und soziale Entwicklung beider Länder 
maßgeblich von friedlichen und kooperativen Beziehungen zwischen ihnen abhängt;

2. ruft die Regierungen beider Länder und die internationale Gemeinschaft auf, ihre 
Anstrengungen zur Klärung offener Fragen, die nach dem Außerkrafttreten des 
umfassenden Friedensabkommens von 2005 und der Unabhängigkeit des Südsudans im 
Juli 2011 ungelöst geblieben sind und die guten nachbarschaftlichen Beziehungen noch 
immer behindern, zu verstärken und vollständig auf Drohungen und militärische Gewalt 
sowie die Unterstützung irregulärer bewaffneter Streitkräfte in der Region zu verzichten;

3. fordert die Republik Sudan und die Republik Südsudan nachdrücklich auf, sich 
uneingeschränkt an die Abkommen von Addis Abeba vom September 2012 zu halten;

4. würdigt und unterstützt uneingeschränkt die guten Dienste der EU-Sonderbeauftragten für 
den Sudan und den Südsudan und anderer EU-Partner; ruft alle Organe der EU und die 
Mitgliedstaaten dazu auf, einen konstruktiven Dialog mit der Republik Sudan 
aufrechtzuerhalten sowie zur Gestaltung eines positiven Ausblicks für die Zukunft der 
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sudanischen Bevölkerung beizutragen; 

5. ruft den Südsudan und den Sudan zur optimalen Nutzung des Reichtums und des 
Potenzials auf, die die Erdölressourcen in der Region beiden Ländern bieten;

6. fordert alle Gruppen und Parteien im Südsudan auf, eine gemeinsame Vision für ihr Land 
und seine friedliche, erfolgreiche und gerechte Entwicklung zu entwerfen;

7. fordert den Südsudan nachdrücklich auf, das Cotonou-Abkommen zwischen der EU und 
den AKP-Staaten zu ratifizieren, damit sich die EU langfristig für die Entwicklung des 
Südsudans einsetzen kann, und unterstreicht, dass der Beitritt des Südsudans zu dem 
Abkommen in keiner Weise den Versöhnungsprozess und die konstruktiven Beziehungen 
zur Republik Sudan behindern sollte, zumal diese ein langfristiges Interesse an einer 
positiven Entwicklung all ihrer Nachbarn hat;

8. fordert die wichtigen internationalen Partner und insbesondere die Mitgliedstaaten der EU, 
die Kommission und den EAD auf, ihr Engagement im Bereich der Entwicklung und 
Stärkung des Staates und der menschlichen Sicherheit aller südsudanischen Menschen 
fortzusetzen; unterstützt den Einsatz der EU als wesentlichen Partner im Zusammenhang 
mit dem „New Deal“ zur Stärkung des Staates;

9. erinnert daran, dass jede Form der Budgethilfe für Entwicklungsländer geeignete 
Instrumente für das Risikomanagement erfordert, ergänzend zu anderen Hilfemodalitäten 
vergeben werden sollte und von einer angemessenen parlamentarischen Kontrolle des 
Staatshaushalts im Empfängerland sowie von anderen Formen der Rechenschaftslegung 
und der Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger begleitet werden muss und dass diese 
Maßnahmen von der nationalen Regierung und den jeweiligen Gebern sichergestellt und 
unterstützt werden müssen;

10. ermutigt den EAD, die Sonderbeauftragte der EU und die Kommission, die Wahrnehmung 
und Sichtbarkeit der sehr positiven Beiträge der EU zu einem friedlichen, demokratischen 
Wandel und zur wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung des Südsudans zu verbessern; 
ist besorgt, dass eine Beendigung des Mandats der Sonderbeauftragten der EU für den 
Sudan und den Südsudan zu einem Zeitpunkt, zu dem eine Reihe von Verpflichtungen 
gemäß dem umfassenden Friedensabkommen von 2005 und dem Abkommen von Addis 
Abeba vom September 2012 noch nicht vollständig erfüllt wurden, diese Sichtbarkeit und 
die Hebelwirkung der Beiträge der EU und ihrer Mitgliedstaaten noch weiter schwächen 
könnte;

11. begrüßt den Umstand, dass die EU dem Südsudan seit dem Jahr 2011, als der Staat seine 
Unabhängigkeit erklärte, neben humanitärer Hilfe auch Entwicklungshilfen in Höhe von 
285 Mio. EUR (ohne die Finanzhilfen der Mitgliedstaaten) gewährt hat;

12. unterstützt den Schwerpunkt der EU-Hilfen für den Südsudan auf Landwirtschaft, 
demokratischer Staatsführung und Rechtsstaatlichkeit, Bildung und Gesundheit; begrüßt 
die Anstrengungen der Kommission, den Kapazitätsaufbau im südsudanischen 
Rechtssystem zu unterstützen und insbesondere im Gerichtswesen und am obersten 
Gerichtshof technische Hilfe zu leisten; begrüßt die Unterstützung der EU für die 
gesetzgebende Nationalversammlung (Unterhaus) des Südsudan;



PR\1002303DE.doc 11/18 PE516.967v01-00

DE

13. begrüßt die Unterstützung der EU für die Hochrangige Umsetzungsgruppe der 
Afrikanischen Union (AUHIP) für den Sudan und den Südsudan, fordert aber zugleich 
eine Überprüfung des Gremiums zur Bewertung seiner Effektivität; bedauert, dass die 
Unterstützung der EU nicht immer uneingeschränkt sichtbar gewesen ist;

14. unterstreicht die Notwendigkeit, Mechanismen zu unterstützen, die eine angemessene und 
transparente Verwendung der Erdöleinnahmen ermöglichen; ruft die südsudanischen 
Behörden und die gesetzgebende Nationalversammlung sowie die im Südsudan tätigen 
internationalen Partner und Unternehmen auf, zu mehr Transparenz bei der 
Erwirtschaftung und Verwendung dieser Einnahmen beizutragen; begrüßt die kürzliche 
Verabschiedung eines Gesetzes zur Verwaltung der Erdöleinnahmen (Petroleum Revenue 
Management Bill) durch die gesetzgebende Nationalversammlung; 

15. betont die Notwendigkeit umfassender Investitionen in die Infrastruktur, die 
Gewährleistung der Grundversorgung und die landwirtschaftliche Entwicklung im 
Südsudan; 

16. betont, dass die Gewährleistung der menschlichen Sicherheit für die gesamte 
südsudanische Bevölkerung erneute Anstrengungen der Regierung des Südsudans und 
seiner internationalen Partner erfordert, damit die Entwaffnung, Demobilisierung und 
Wiedereingliederung der bewaffneten Gruppen abgeschlossen und eine umfassende 
Reform des Sicherheitssektors durchgeführt werden kann, durch die eine Verkleinerung 
des stehenden Heeres und eine Verringerung seiner Professionalisierung, die 
uneingeschränkte Achtung der zivilen Kontrolle und der Befehlskette sowie die bessere 
Wahrung der Menschenrechte durch die Streitkräfte erreicht wird;

17. fordert die Regierung des Südsudans auf, mit der Mission der Vereinten Nationen in der 
Republik Südsudan (UNMISS) weiterhin uneingeschränkt zusammenzuarbeiten und die 
Vereinten Nationen bei der Erfüllung ihres Mandats zu unterstützen, insbesondere mit 
Blick auf den Schutz der Zivilbevölkerung; drängt die Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen, ihren Verpflichtungen bei der UNMISS nachzukommen und deren Mandat bei 
Bedarf an die Wirklichkeit anzupassen und dabei den sich entwickelnden Fähigkeiten der 
südsudanischen Behörden in den kommenden Jahren bei der Gewährleistung der 
menschlichen Sicherheit Rechnung zu tragen;

18. unterstreicht, wie wichtig es ist, die Übergangsverfassung durch eine ständige Verfassung 
zu ersetzen, die einer Volksbefragung zugrunde liegt und von der Bevölkerung unterstützt 
wird; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten zur Begleitung und Unterstützung eines vor 
Ort verantworteten und gesteuerten Verfassungsprozesses auf, in den alle Gruppen der 
Gesellschaft, einschließlich Frauen und der Bewohner der Randgebiete, eingebunden 
werden müssen;

19. fordert die südsudanische Regierung nachdrücklich auf, ihre Anstrengungen zur 
Ausarbeitung eines Fahrplans zu verstärken, mit dem der Übergangsprozess solange 
unterstützt wird, bis die verfassungsmäßige Ordnung und die Rechtsstaatlichkeit im 
ganzen Land durch die Durchführung demokratischer, freier, gerechter und transparenter 
Wahlen im Jahr 2015 wieder vollständig hergestellt ist; fordert die EU und ihre 
internationalen Partner auf, ihre Unterstützung für den bevorstehenden Wahlprozess zu 
verstärken;
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20. fordert den nationalen Sicherheitsdienst des Südsudans auf, die Verfolgung von 
Menschenrechtsaktivisten und Journalisten und die ungesetzliche Inhaftierung und Zensur 
von Journalisten zu beenden, da dies gegen die südsudanische Verfassung verstößt, in der 
die Regierung zur Wahrung der Pressefreiheit verpflichtet wird;

21. fordert die Behörden im Südsudan nachdrücklich auf, rasche, effektive und unparteiische 
Untersuchungen zu allen Vorwürfen der Bedrohung von und zu Übergriffen auf 
Menschenrechtsaktivisten und Journalisten einzuleiten und die Verantwortlichen im 
Einklang mit internationalen Normen zur Rechenschaft zu ziehen; begrüßt die jüngsten 
Schritte der Behörden zur Untersuchung der Tötung von Zivilisten und angeblicher 
Menschenrechtsverstöße durch die Streitkräfte; 

22. fordert die Regierung des Südsudans nachdrücklich auf, alles in ihrer Macht Stehende zu 
tun, um außergerichtlichen Hinrichtungen ein Ende zu setzen und die Sicherheitsbeamten, 
die der Tötung des Journalisten Isaiah Abraham beschuldigt werden, zu ermitteln und vor 
Gericht zu stellen;

23. fordert die Regierung des Südsudans zur Ausarbeitung eines nationalen Aktionsplans zur 
Abschaffung von Kinderehen auf;

24. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten, der Regierung des Südsudan, dem 
Menschenrechtsbeauftragten des Südsudan, der gesetzgebenden Nationalversammlung des 
Südsudan, der Afrikanischen Union und dem Generalsekretär der Vereinten Nationen zu 
übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

1. Der Weg des Südsudan in die Unabhängigkeit und noch unerreichte Ziele des CPA

Das Friedensabkommen von Naivasha (das sogenannte Umfassende Friedensabkommen 
(Comprehensive Peace Agreement oder CPA)), mit dem im Jahr 2005 22 Jahre Bürgerkrieg 
im Sudan beendet wurden, sah nach einem Zeitraum von vier Jahren die Abhaltung von 
Parlamentswahlen (sie fanden mit Verspätung im Juli 2009 statt) und im Süden die 
Durchführung eines Selbstbestimmungsreferendums vor (es wurde im Januar 2011 
durchgeführt). Die Unterzeichnung des CPA wurde von der gesamten internationalen 
Gemeinschaft unterstützt. Dieser war es ein großes Anliegen, den Friedensprozess bis zu 
seinem Abschluss zu begleiten und die Wahlen und das Referendum zu finanzieren. Das galt 
auch für die Europäische Union, die eine Wahlbeobachtungsmission entsandte und erhebliche 
Finanzmittel für die technische Unterstützung der Sudanesen, die zum ersten Mal seit über 
20 Jahren wieder wählten, bereitstellte. Beim Referendum stimmten die Südsudanesen mit 
überwältigender Mehrheit für ihre Unabhängigkeit; keines der wesentlichen Probleme, die es 
zu lösen galt – insbesondere die Festlegung der Grenzen – war bis dahin jedoch Gegenstand 
eines Abkommens zwischen dem Norden und dem Süden gewesen. Der Abschlussbericht der 
Wahlbeobachtungsmission kam zu dem Schluss, dass sich der Ablauf des Referendums trotz 
schwerwiegender Defizite glaubhaft gestaltete und dass die politische und organisatorische 
Leistung angesichts der Fristen bemerkenswert war. Das Referendum im Süden war aber 
nicht die einzige Forderung des CPA.
Das CPA sah außerdem ein Referendum über den Status der Abyei-Region (Grenzgebiet in 
Süd-Kurdufan mit großem Ölvorkommen) und die Lösung von Konflikten in zwei 
Bundesstaaten des Sudan vor: Süd-Kurdufan und Blauer Nil. Die Konflikte dauern weiter an, 
das Referendum über die Abyei-Region konnte nicht stattfinden und die Volksbefragungen 
sind derzeit ausgesetzt. Ferner erlegte das CPA den Parteien für den Fall, dass sie sich 
trennen, auf, die streitigen Fragen der Staatsbürgerschaft, der Machtteilung, der Teilung der 
Ressourcen, insbesondere der Erdölvorkommen, sowie der Teilung der Verschuldung zu 
regeln und Abkommen über Sicherheitsvereinbarungen usw. zu schließen. Auch hier sind die 
Fortschritte eher bescheiden.

Das CPA ist also noch nicht abgeschlossen: Die internationale Gemeinschaft hat noch Arbeit 
vor sich. Zwei Jahre nach der Unabhängigkeit des Südsudan soll dieser Bericht eine Bilanz 
der Lage dieses jungen Staates und der Schwierigkeiten, denen er sich gegenübersieht, ziehen. 
Die Stabilität der gesamten Region am Horn von Afrika hängt davon ab. Setzt sich Europa 
genügend ein? Ist sein Einsatz sichtbar genug? Setzt es die richtigen Prioritäten? Europa ist 
dabei bei weitem nicht der einzige Protagonist, denn auch die UNO hat sowohl in den Norden 
als auch in den Süden Missionen entsandt und erhebliche Mittel zur Stabilisierung der 
Konfliktgebiete (UNMIS, UNMISS) wie Abyei (UNISFA) oder Darfur (UNAMID) 
bereitgestellt. Auch die Afrikanische Union spielt eine führende Rolle. Der Abschluss der 
Kooperationsvereinbarungen von Addis Abeba vom 27. September 2012 mit acht 
Zusatzvereinbarungen (über das Erdöl, den Handel, die Grenzfragen, die Bankgeschäfte, den 
Status der jeweiligen Staatsangehörigen, die Renten, bestimmte wirtschaftliche Fragen und 
die Sicherheitsmaßnahmen) und später die Unterzeichnung des Plans zur Umsetzung der 
Vereinbarungen (12. März 2013) waren dank des Einsatzes der hochrangigen 
Umsetzungsgruppe der Afrikanischen Union (AUHIP), bestehend aus dem ehemaligen 
südafrikanischen Präsidenten, Thabo Mbeki, ihrem Vorsitzenden, und den ehemaligen 
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Präsidenten von Burundi, Pierre Buyoya, und von Nigeria, Abdulsalami Abubakar, möglich. 
Die Europäische Union unterstützt diese Umsetzungsgruppe finanziell. Insbesondere 
ermöglichten diese Vereinbarungen – nach einer Unterbrechung von über einem Jahr – die 
Wiederaufnahme der Erdölbohrungen und der Erdölförderung im Südsudan, die vollständig 
von den sudanesischen Infrastrukturen (Ölpipelines usw.) abhängig sind; diese 
Vereinbarungen sind jedoch nach wie vor äußerst fragil und können vom Sudan als 
Druckmittel missbraucht werden, wie es die letzten von Präsident El-Bachir angekündigten 
Rückschritte (9. Juni 2013) gezeigt haben.

Die internationale Gemeinschaft bleibt jedoch nicht untätig. Die Vereinigten Staaten, die 
Europäische Union, Norwegen und 40 weitere Regierungen und internationale Organisationen 
sind am 16. April 2013 bei einem Forum in Washington zusammengekommen. Dieses Forum 
steht für den Beginn einer Partnerschaft zur Stärkung des verantwortlichen 
Regierungshandelns, der politischen Inklusion („political inclusiveness“), der nachhaltigen 
Entwicklung des Südsudan und der seit seiner Unabhängigkeit erzielten Fortschritte. Die 
Europäische Union hat in diesem Rahmen (zusammen mit der Troika Vereinigte Staaten, 
Vereinigtes Königreich, Norwegen) bei der Begründung einer neuen Partnerschaft für den 
Südsudan, die sich in einer „neuen Kompaktvereinbarung“ („New Deal Compact“) spiegeln 
wird, welche auf gegenseitigen Verpflichtungen beruht und mit großer Wahrscheinlichkeit bei 
einer hochrangigen Investitionskonferenz im weiteren Verlauf des Jahres 2013 verabschiedet 
wird, eine Schlüsselrolle gespielt. Als Gegenleistung für Finanzhilfen seiner internationalen 
Partner – darunter ein Haushaltszuschuss internationaler Finanzinstitutionen, ein „State 
Building“-Vertrag der Europäischen Union und ein „Partnerschaftsfonds mehrerer 
Geberinstanzen für den Südsudan“ („multi-donor South Sudan Partnership Fund“) – wird der 
Südsudan Kriterien („Benchmarks“) mit Blick auf eine Verbesserung seiner
wirtschaftspolitischen und politischen Steuerung, sein öffentliches Finanzverwaltungssystem, 
seine Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen und seinen Kampf gegen die Korruption 
erfüllen müssen.

2. Entwicklungen in Bezug auf die Wirtschaft und die Lage der Menschen

Der Südsudan ist eines der ärmsten Länder der Welt. Gemessen an den Standards der 
„Millenniumsziele“ leben 50,6 % der Bevölkerung unterhalb der Armutsgrenze. Der Zugang 
zu Trinkwasser und qualitativ hochwertigem Wasser ist ein während der Trockenzeit immer 
wiederkehrendes Problem. Das Gesundheitssystem ist ebenfalls äußerst mangelhaft und das 
Land hat traurige Bekanntheit als eines der Länder mit einem der weltweit schlechtesten 
Gesundheitsindikatoren erlangt: So liegt beispielsweise die Kindersterblichkeitsrate bei 153,5 
pro 1000 Kinder und die Müttersterblichkeitsrate lag gemäß den Zahlen von UNICEF im Jahr 
2010 bei 2053 Todesfällen pro 100 000 Frauen. Im Bildungsbereich sind enorme 
Anstrengungen vonnöten, um den Analphabetismus (80 % der Bevölkerung), von dem – mit 
der höchsten Analphabetenrate weltweit – besonders Frauen betroffen sind, oder den 
Schulabsentismus von Kindern zwischen sechs und elf Jahren (über eine Million, d. h. 64 %), 
den Lehrermangel und die Mängel bei der Berufsausbildung in den Griff zu bekommen.

Die Wirtschaft des Südsudan, die nach wie vor in weiten Teilen vom Erdöl abhängig ist, ist 
weiterhin fragil und wird von einer begrenzten Inlandsproduktion und einer starken 
Abhängigkeit von Importen unterminiert. Das Land leidet in allen strategischen 
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Wirtschaftsbereichen unter einem Fachkräftemangel. Trotz der Fülle an natürlichen 
Ressourcen (Erdöl, Eisenerze, Kupfer, Chrom, Gold, Zink, Diamanten, Wolfram, Glimmer, 
Hartholz, Wasserkraft usw.) bieten diese keine ausreichend stabile Basis für einen 
Strukturwandel, weshalb es auch nicht möglich ist, den maximalen Nutzen aus ihnen zu 
ziehen. Die wirtschaftliche Diversifizierung ist folglich schwach, und es muss alles daran 
gesetzt werden, die Abhängigkeit vom Öl mittels Strategien für eine nachhaltige Entwicklung 
und ein inklusives Wachstum („inclusive growth“) zu verringern. Um eine Diversifizierung 
zu erreichen, bedarf es unter anderem einer Steigerung der örtlichen Lebensmittelproduktion, 
der Entwicklung der Lebensmittelverarbeitung und der Exportindustrie sowie des Baus von 
Verkehrsinfrastrukturen (Straßenverkehr, Schiffsverkehr, Schienenverkehr, Luftverkehr), die 
diese Diversifizierung bedingen und den Zugang zu den Märkten verbessern.

Die wirtschaftliche Entwicklung ist jedoch weiterhin vollständig von der politischen 
Entwicklung des Landes und insbesondere von den Beziehungen zwischen dem Norden und 
dem Süden abhängig. Im Januar 2012 hat der Süden den Ölhahn zum Norden zugedreht und 
sich selbst in Gefahr gebracht, indem er sich vollständig von der internationalen Gemeinschaft 
abhängig gemacht hat. Auf der Konferenz von Washington wurde versucht, internationale 
Unterstützung zu mobilisieren, um einen sozioökonomischen Kollaps mit erheblichen 
politischen Auswirkungen zu verhindern. Doch die Verhandlungen, die in eine neue 
Vereinbarung zur Wiederaufnahme des Erdöltransports in den Norden mündeten, wurden im 
Juni 2013 ein weiteres Mal abgebrochen – diesmal vom Norden. Die Waffe Erdöl, die sowohl 
vom Norden als auch vom Süden eingesetzt wird, ist lediglich ein Symptom der 
ausbleibenden Normalisierung der Beziehungen zwischen den beiden Ländern. Dies ist sicher 
besser als ein erneuter Krieg, führt jedoch zu einer wirtschaftlichen Abhängigkeit, die die 
internationale Gemeinschaft nur schwer mittragen kann. Es werden Pläne geprüft, die 
Raffination und den Export des Erdöls über Kenia und Äthiopien umzuleiten, doch dies wäre 
für den Südsudan nur eine mittelfristige Lösung und würde Investoren erforderlich machen, 
die bislang noch fehlen. Die Chinesen sind in diesem Bereich nach wie vor die wichtigsten 
Partner des Südsudan.

Die Politik ist jedoch nicht der einzige Faktor, der die Entwicklung des Südsudan bremst: Ein 
verantwortliches Regierungshandeln, die Bekämpfung der Korruption, das Funktionieren der 
Verwaltung und die Schaffung von Infrastrukturen sind die Voraussetzungen für eine 
nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung. Genau in diesen Bereichen haben die Europäische 
Union und ihre Mitgliedstaaten wichtige Arbeit geleistet. Im Dezember 2011 nahm der Rat 
eine Strategie der gemeinsamen Antwort auf die Herausforderungen im Südsudan1 an. 
285 Mio. Euro wurden im Rahmen des 9. EEF zugewiesen, sodass sich der Beitrag der EU 
auf insgesamt 830 Mio. Euro beläuft. Dieser Beitrag dient der Sicherstellung der 
Ernährungssicherheit unter Berücksichtigung der natürlichen Ressourcen, der Gesundheit, der 
Bildung, der Rechtsstaatlichkeit, der Wasserversorgung und der Gesundheitsvorsorge des 
jungen Staates. 

3. Sicherheit, humanitäre Hilfe, Menschenrechte und Errichtung eines Rechtsstaats 

Neben den politischen Spannungen und dem derzeitigen Mangel an soliden staatlichen 
                                               
1 EU Single Response Strategy for South Sudan 2011-2013
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Strukturen bleibt die Sicherheit eine der entscheidenden Herausforderungen des jungen 
Staates und ist darüber hinaus ein anhaltender destabilisierender Faktor, der mit 
schwerwiegenden humanitären Problemen einhergeht. Derzeit gibt es im Südsudan mehrere 
von Instabilität geprägte Gebiete – ganz zu schweigen von den Konflikten mit der 
sudanesischen Armee: 

- die (ölreiche) Grenzregion Abyei, die sowohl der Südsudan als auch der Sudan für sich 
beanspruchen (kontrolliert von der UNISFA), und wo es derzeit weiterhin starke 
Spannungen zwischen den Dinka Ngok und den Misseriya gibt. Es ist darauf 
hinzuweisen, dass humanitäre Organisationen seit Mai 2011 nur noch sehr begrenzt 
Zugang zur Abyei-Region haben und dass keine dieser Organisationen Zugang zu den 
Gebieten im Norden der Abyei-Region hat. 

- Stammeskonflikte oder interethnische Konflikte im südsudanesischen Bundesstaat 
Jonglei (hauptsächlich zwischen den Murle und den Lou Nuer) und Kampfhandlungen 
zwischen der SPLA und den Kräften von David Yau Yau (SSDM/A) haben auch dort zu 
massiven Vertreibungen geführt und große Sorgen um den Schutz der Zivilbevölkerung 
hervorgerufen. Dieselben Sicherheitsprobleme gibt es im Bundesstaat Unity (z. B. die 
Viehdiebstähle „Cattle raids“ zwischen den Bundesstaaten Lakes und Unity, der Kampf 
um den Zugang zu Ressourcen usw.). In den von der SSDA kontrollierten Gebieten 
wurde der Zugang für humanitäre Hilfe von den Zivilbehörden nicht eingeschränkt. 

Die Europäische Union leistet jenseits der Entwicklungshilfefonds, die dem Prinzip der 
Verknüpfung von Soforthilfe, Wiederaufbau und Entwicklung folgen, im Südsudan im 
Rahmen der weltweiten Finanzierungsbeschlüsse und der jährlichen Durchführungspläne für 
humanitäre Hilfe (Humanitarian Implementation Plans - HIPs) nach wie vor in großem 
Umfang humanitäre Hilfe. Aufgrund der grenzübergreifenden Natur der humanitären Krisen 
umfassen die vom ECHO gelieferten Zahlen jedoch sowohl die Zahlen für den Sudan als auch 
die Zahlen für den Südsudan; diese Hilfe belief sich im Jahr 2011 auf 140 Millionen und im 
Jahr 2012 auf 157 Millionen (für das Jahr 2012 wären 110 Millionen für den Südsudan allein 
bestimmt gewesen).

Die Auswirkungen dieser bewaffneten Konflikte auf die Zivilbevölkerung, die massiven 
Vertreibungen, die Verfolgung von Menschenrechtsaktivisten und von Journalisten, der Raub 
von Vieh und natürlichen Ressourcen usw. haben gezeigt, dass es dringend notwendig ist, 
dass der Südsudan innerhalb seiner Grenzen wirksame Kontrollen und Sicherheitsmaßnahmen 
einführt. Trotz der Arbeit, die die südsudanesischen Behörden dank beträchtlicher Hilfe von 
außen bereits geleistet haben (wie beispielsweise die Einrichtung einer südsudanesischen 
nationalen Polizei (SSNPS), eines Rates für die nationale Sicherheit und Entwaffnung 
(SCND) und eines Rates für die Demobilisierung und Wiedereingliederung (DDR), die 
Einführung von Entwaffnungskampagnen, eines Programms zur Verkleinerung der Armee 
und zum Einsatz der ehemaligen Armeeangehörigen im Strafvollzug, die Einrichtung eines 
Dienstes zum Schutz wildlebender Pflanzen und Tiere und einer Feuerwehr), sind in diesem 
Bereich noch zahlreiche Herausforderungen zu bewältigen, insbesondere die Verbesserung 
des Grenz- und Migrationsmanagements, die Durchführung von Kampagnen zur Entwaffnung 
der Zivilbevölkerung, Maßnahmen zur Kontrolle und Registrierung von Handfeuerwaffen und 
Kleinwaffen und die Verschärfung der Gesetze zu diesem Zweck, Maßnahmen zur 
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Bekämpfung von häuslicher Gewalt usw.

Der Ausbau von Kapazitäten im Südsudan im Bereich der Justiz und des Rechtsstaates ist ein 
weiteres Schlüsselelement für die Stabilisierung und Stärkung des Staates. Das Land leidet 
unter einem gravierenden Mangel an grundlegenden öffentlichen Dienstleistungen, und das 
Vertrauen in das südsudanesische Justizwesen, das von Korruption durchdrungen ist, könnte 
geringer nicht sein. Hier sind enorme Herausforderungen zu bewältigen, wie beispielsweise 
die große Bedeutung des Gewohnheitsrechts im Rechtssystem, in dem zahlreiche faktische 
Ungleichheiten (vor allem geschlechtsspezifischer Natur) fortbestehen, der äußerst begrenzte 
Zugang zur Justiz für die Bürger oder der Mangel an bestimmten Berufen, insbesondere an 
Richtern oder Anwälten. Dasselbe gilt für die Notwendigkeit der Professionalisierung und 
Schulung der Justizmitarbeiter, der Staatsbediensteten und der sudanesischen Zivilgesellschaft 
in Bezug auf Rechtsinstrumente, internationale Normen und Menschenrechte. Ziel der 
Europäischen Union in diesen Bereichen ist es, aus dem Südsudan einen „nachhaltigen Staat 
mit inklusiver Entwicklung“ (Sustainable Inclusive Development State) zu machen, der seine 
Anstrengungen auf drei Zielsetzungen konzentriert: das Ziel des Staatsaufbaus (State 
Building), das Ziel des Aufbaus der Nation (National building agenda) und das Ziel der 
regionalen Integration.

4. Schlussfolgerungen

Aus dieser kurzen Darstellung der Fortschritte und noch zu bewältigenden Herausforderungen 
im Südsudan geht klar hervor, dass sich Europa nach dem Referendum 2011 keineswegs von 
diesem jungen Staat abgewandt hat, sondern sich – wie die gesamte internationale 
Gemeinschaft – stark für ihn engagiert hat. Dennoch sind noch einige Fragen offen, die der 
Bericht versuchen sollte zu beantworten:

- Dieses Engagement und die verfolgte Strategie, die so wichtig für das Horn von Afrika 
sind, wurden im Europäischen Parlament nur wenig diskutiert. Das Parlament wurde in 
diese Strategie kaum einbezogen, und bei den verwendeten Kriterien und den Prioritäten, 
die definiert wurden, mangelte es an Transparenz. Um die Zukunft des Südsudan zu 
sichern, bedarf es guter Beziehungen zum Norden: Welche diplomatischen 
Anstrengungen hat die Europäische Union unternommen? Wir haben einen 
Sonderbeauftragten für das Horn von Afrika, aber die Sichtbarkeit des Engagements der 
Europäischen Union steht nicht im Verhältnis zu der von der EU geleisteten 
Unterstützung.,. Insbesondere wurden die gesamten politischen Verhandlungen zwischen 
dem Norden und dem Süden der hochrangigen Umsetzungsgruppe der Afrikanischen 
Union unter dem Vorsitz von Präsident Mbeki anvertraut, aber teilweise von der 
Europäischen Union finanziert. Wie kann neokolonialistisches Verhalten vermieden 
werden, ohne dabei den Vorzug eines von der Europäischen Union finanzierten 
politischen Vorgehens zu verlieren? Ferner wurde der Sonderbeauftragten Rosalind 
Marsden angekündigt, dass ihr Mandat Ende Oktober 2013 ausläuft, obwohl die 
Probleme im Südsudan noch lange nicht gelöst und wieder akut geworden sind. Ist das 
sinnvoll? Wie ist der Beitrag der Europäischen Union zu bewerten?

- Die Unterzeichnung der geänderten Abkommen von Cotonou würde es einfacher 
machen, dem Südsudan zu helfen, würde seine Beziehungen zum Sudan angesichts des 
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Haftbefehls, der gegen den sudanesischen Präsidenten Bachir ausgestellt wurde, jedoch 
komplizierter machen. Wie kann man dieses Problem lösen?


